
Antragsberechtigt für die Be-
schäftigung eines Vertreters
sind die Erben bzw. die Witwe
des verstorbenen Praxisinha-
bers. Die Mitgliedschaft in der
KZV endet regelmäßig auf der
Grundlage der entsprechen-
den Satzung durch Tod des Mit-
gliedes. Gemäß § 32 Abs. 1 der
Zulassungsverordnung ist die
Vertretung der KZV mitzutei-
len, wenn sie länger als eine
Woche dauert.Auf der Grund-
lage der jeweiligen Berufsord-
nung der Zahnärztekammer
kann die Praxis eines verstor-
benen Zahnarztes unter des-
sen Namen innerhalb be-
stimmter Fristen fortgeführt
werden. Der Zeitraum kann in
besonderen Fällen durch die
Zahnärztekammer verlängert
werden. Wer kann Vertretun-
gen durchführen? Hier gilt:
Nur derjenige kann selbststän-
dige Vertretungen vornehmen,
der bereits ein Jahr in abhängi-
ger Beschäftigung bei einem
Zahnarzt, z.B. als Vorberei-
tungsassistent, gearbeitet hat
(§ 3 Abs. 3 Zulassungsverord-
nung für  Vertragszahnärzte).
Mit dem Vertreter ist ein ent-
sprechender Vertrag zu schlie-
ßen. In diesem Vertrag sollten
die Kündigungsfristen sehr
kurz gewählt werden. Dies ist
schon aus dem Grunde wich-
tig,damit man sich vom Vertre-
ter auch trennen kann, wenn 
er die Praxis nicht ordnungs-
gemäß führt. Der Vertreter 
muss sich selbst versichern.Er
erhält zumeist eine Zahlung
„rein/raus“,d.h.eine Brutto- für
Nettozahlung mit der Ver-
pflichtung, dass der Vertreter
sich selbst kranken- und ren-
tenversichert usw. Wichtig ist,
dass der Vertreter über eine
eigene Berufshaftpflichtversi-
cherung verfügt, damit er bei
Schädigung von Patienten
auch auf eine eigene Berufs-
haftpflichtversicherung zu-
rückgreifen kann. Die Berufs-
haftpflichtversicherung des
Verstorbenen endet mit dem
Tod.Der Abschluss einer nach-
wirkenden Berufshaftpflicht-
versicherung durch die Erben
ist nicht möglich.Der Versiche-
rung ist der Todesfall durch
Sterbeurkunde unverzüglich
mitzuteilen. Die Berufshaft-
pflichtversicherung des Vertre-
ters sollte auch die Tätigkeit der
Praxisangestellten umfassen,
da diese nach dem Tod des
Praxisinhabers nicht mehr ge-
schützt sind. Des Weiteren
sollte man sich davon überzeu-
gen, dass sich der Vertreter im
Besitz der Approbation befin-
det, die entsprechenden Vor-
aussetzungen erfüllt, die not-
wendige Zuverlässigkeit be-
sitzt und über eine zustellungs-
fähige Adresse verfügt.
Tipp: Viele Zahnärztekam-
mern haben Vertragsmuster
für Verträge mit Vertretern.
Hinweis: Die Vertreterbeschäf-
tigung sollte in Abstimmung
mit dem Steuerberater der Pra-
xis erfolgen bzw. in Abstim-
mung mit dem „Hausanwalt“.

Verkauf der Praxis

Soll die Praxis verkauft wer-
den, so kann es u.a. sinnvoll
sein, wenn Sie in einer zahn-
ärztlichen Fachzeitschrift, die
bundesweit erscheint, annon-

cieren.Möglich ist es auch,die
Praxis über örtliche Dental-
depots anzubieten. Hierbei
sollte man aber vermeiden,ei-
nen Exklusivvertrag im Hin-
blick auf die Vermittlung mit
dem Dentaldepot abzuschlie-
ßen oder sonst irgendeine
Verpflichtung einzugehen. So
verhält es sich auch mit pro-
fessionellen Vermittlungen
bzw.Vermittlern.Wenn Sie mit
einer solchen Vermittlung ei-
nen sogenannten Exklusiv-
vertrag abschließen, dann
wird die Vermittlungsgebühr
auch dann fällig, wenn Sie
selbst einen Nachfolger ge-
funden haben.
Tipp: Manche Zahnärzte-
kammern (z.B.die Zahnärzte-
kammer Westfalen-Lippe) ha-
ben eine Praxisvermittlungs-
Börse. Erkundigen Sie sich
bei Ihrer zuständigen Zahn-
ärztekammer. Falls die Zahn-
ärztekammer z.B. in Be-
zirks- oder Kreisstellen auf-
geteilt ist, kann ggf. auch 
der Bezirksstellenvorsitzende/
Kreisstellenvorsitzende Kolle-
ginnen oder Kollegen benen-
nen, die eine Praxis suchen.
Wenn Sie einen Praxisüber-
nehmer gefunden haben,
dann benötigen Sie einen Pra-
xisverkaufsvertrag bzw. Pra-
xisübergabevertrag. Manche
Zahnärztekammern stellen
kostenfreie Vertragsmuster
zur Verfügung. Erkundigen
Sie sich bei Ihrer zuständigen
Zahnärztekammer. Der Käu-
fer muss sich um die Zulas-
sung als Vertragszahnarzt bei
der zuständigen KZV bemü-
hen. Bevor Sie sich um einen
Praxisnachfolger bemühen,
sollte auch mit dem Vermieter
der Praxisräume geklärt wer-
den, ob ein Nachfolger die
Praxis übernehmen bzw. in
den Mietvertrag eintreten
kann. Der Vermieter wird 
aber regelmäßig mit einer 
solchen Nachfolgeregelung
einverstanden sein, da sie in
seinem Interesse liegt.
Tipp: Viele Zahnärztekam-
mern haben kostenfreie
Merkblätter, was Sie bei Pra-
xisübergabe/-übernahme im
Allgemeinen zu beachten ha-
ben.

Patientenunterlagen

Die Erben trifft die Aufbewah-
rungspflicht als Last der Erb-
schaft. Die Erben sind an die
gesetzlichen Aufbewahrungs-
fristen gebunden. Karteikar-
ten sind 10 Jahre nach jeweili-
gem Behandlungsende aufzu-
bewahren. Röntgenbilder von
Personen über 18 Jahren sind
10 Jahre, Röntgenbilder von
Personen unter 18 Jahren sind
bis zur Vollendung des 28. Le-
bensjahres dieser Person auf-
zubewahren. Notfalls können
die Patientenunterlagen auch
an das örtliche Gesundheits-
amt zur Aufbewahrung abge-
geben werden. Eine Aufbe-
wahrungsverpflichtung be-
steht jedoch seitens der Ge-
sundheitsämter nicht.
Eine Herausgabe von Patien-
tenunterlagen ist möglich. Es
ist dann aber notwendig, sich
eine Quittung vom Patienten
über die im Einzelnen ausge-
händigten Patientenunterla-
gen unterschreiben zu lassen.
Die Quittung muss auch die
Adresse des Patienten enthal-

ten, damit bei diesem ggf. die
Unterlagen wieder angefor-
dert werden können,wenn dies
im Einzelfall nötig ist oder der
Verbleib der Unterlagen Drit-
ten nachgewiesen werden
muss. Die meisten Anfragen
von Patienten beziehen sich
auf das Bonusheft bzw. noch
ausstehende Eintragungen in
das Bonusheft. Wenn sich die
Voraussetzungen für die Ein-
tragung aus den Behandlungs-
unterlagen rekonstruieren las-
sen, können solche Eintragun-
gen ggf. nach Prüfung noch
nachgeholt werden. Gegebe-
nenfalls kann auch statt Ein-
tragung eine Bescheinigung
für die Krankenkasse ausge-
stellt werden.

Mitarbeiterverträge

Diese enden nicht mit dem Tod
des Praxisinhabers. Die Erben
sind allerdings zur Kündigung
berechtigt. Arbeitsverträge
müssten also dementspre-
chend,wenn kein schriftlich fi-
xierter Vertrag vorliegt, in den
gesetzlichen Kündigungsfris-
ten (§ 622 BGB) gekündigt wer-
den. Liegen schriftliche Ar-
beitsverträge vor, sind die dort
ausgehandelten Kündigungs-
fristen zu beachten. Dabei ist
zu beachten, dass trotz Vertrag
die gesetzlichen Kündigungs-
fristen gelten, wenn diese für
die Arbeitnehmer günstiger
sind. Selbstverständlich  be-
steht auch die Möglichkeit 
eines Aufhebungsvertrages
(Kündigung im gegenseitigen
Einvernehmen). Dabei sind
dann keine Kündigungsfristen
zu beachten. Der Arbeitneh-
mer muss aber mit dieser 
Vorgehensweise einverstan-
den sein und sich bei der zu-
ständigen Agentur für Arbeit
zuvor erkundigen, ob daraus
für ihn keine Nachteile er-
wachsen (z.B. Sperrfrist für
den Bezug von Arbeitslosen-
geld oder Arbeitslosengeld II).
Bitte beachten Sie, dass ohne-
hin noch eine gewisse Zeit für
die Abwicklung der Praxis er-
forderlich ist (z.B.Abrechnung
usw.), sodass Sie dringend auf
die Mitarbeiter/-innen ange-
wiesen sind.

Ausbildungsverträge 

Ausbildungsverträge enden
nicht automatisch mit dem Tod
des Praxisinhabers. Vielmehr
bestehen sie fort und sind gem.
§ 22 Abs.2 Ziff.1 BBiG (Kündi-
gung aus einem wichtigen
Grund, ohne Einhaltung einer
Kündigungsfrist) schriftlich
und mit Begründung versehen
durch die Erben zu kündigen,
soweit ein Betriebsübergang
gemäß § 613a BGB auszu-
schließen ist.Bei Betriebsüber-
gang tritt der übernehmende
Zahnarzt mit allen Rechten
und Pflichten in das beste-
hende Ausbildungsverhältnis
ein.Der Ausbildungsvertrag ist
dann lediglich auf den neuen
Ausbildenden umzuschreiben.
Findet ein Betriebsübergang
nicht statt und wurde der Aus-
bildungsvertrag durch die Er-
ben des Zahnarztes durch
Kündigung beendet,sollte mit-
hilfe der zuständigen Agentur
für Arbeit und im Einverneh-
men mit der Kammer versucht
werden, sich um die Fortset-

zung der beruflichen Ausbil-
dung in einer anderen Praxis
zu bemühen. Kann ein neuer
Ausbildender gefunden wer-
den, muss zwischen den 
Parteien ein neuer Ausbil-
dungsvertrag (der auch eine
Probezeit vorsieht) unter An-
rechnung der bisherigen Aus-
bildungszeit begründet und
der zuständigen Kammer zur
Registrierung vorgelegt wer-
den.

Mietverhältnis

Das Mietverhältnis über Pra-
xisräume erlischt nicht auto-
matisch mit dem Tod des
Praxisinhabers. Die Erben
sind berechtigt, den Mietver-
trag unter Einhaltung der
gesetzlichen Fristen gemäß 
§§ 563ff.BGB zu kündigen oder
das Mietverhältnis fortzuset-
zen.Auch der Vermieter ist zur
Kündigung berechtigt, es sei
denn, dieses Sonderkündi-
gungsrecht des Vermieters ist
im Mietvertrag ausgeschlos-
sen worden (nachsehen!).

Sonstige Verträge

Auch sonstige Verträge enden
nicht automatisch mit dem Tod
des Praxisinhabers, es sei
denn, sie sind auf die Person
des Inhabers abgeschlossen.
Achtung: Mit dem Tod des 
Praxisinhabers endet auch 
der Schutz seiner Berufshaft-
pflichtversicherung für seine
Mitarbeiter.
Bestehen Vertragsverhältnisse
fort, so können sie von den 
Erben in der Regel gekündigt
werden. Dies betrifft z.B. den
Vertrag mit der Telekom, Ent-
sorgerverträge, Wartungsver-
träge, Softwarepflege, Zeit-
schriften usw.
Tipp: Es ist wichtig, dass sich
der Praxisinhaber bereits zu
Lebzeiten einen Ordner anlegt,
in dem die bestehenden Praxis-
verträge abgelegt sind.Dies er-
leichtert es den Hinterbliebe-
nen, die entsprechenden Ver-
träge fristgerecht zu kündigen.
Dem zuständigen Amt für
Arbeitsschutz und Umwelt-
schutz ist der Tod des Praxis-
inhabers mitzuteilen sowie
die Tatsache, dass die Rönt-
geneinrichtungen nicht wei-
ter betrieben werden. Die Ab-
meldung der Mitarbeiter/-in-
nen bei der gesetzlichen Kran-
kenkasse sollte rechtzeitig mit
dem Ende der Arbeitsverträge
erfolgen. Setzen Sie sich mit
der jeweiligen gesetzlichen
Krankenkasse wegen weite-
rer Einzelheiten in Verbin-
dung. Die Mitarbeiterinnen
sollten sich rechtzeitig vor
Eintritt der Arbeitslosigkeit
umgehend bei der zuständi-
gen Agentur für Arbeit mel-
den.Einzelheiten über die not-
wendigen Unterlagen und
Schritte erfahren Sie bei der
jeweils zuständigen Agentur
für Arbeit.
Da Behandlungsverträge mit
dem Tod des Praxisinhabers
enden, müssen laufende Be-
handlungen abgerechnet wer-
den. Wurden nur Teilleistun-
gen erbracht (z.B. Prothetik),
so sind entsprechende Teilleis-
tungen abzurechnen, ggf. in
Abstimmung mit dem Kolle-
gen,der die angefangenen Be-
handlungen zu Ende führt.Er-

kundigen Sie sich bei der KZV
bzw. den jeweils zuständigen
Krankenkassen, was mit An-
trägen zu geschehen hat, die
nicht mehr zur Ausführung
kommen (ZE-Anträge, PAR-
Anträge, KFO-Anträge und
GKV).Erkundigen Sie sich bei
der KZV, was mit noch ausste-
henden (noch nicht überwie-
senen) Honoraransprüchen
geschieht. Da die weitere Be-
handlung der verwaisten Pa-
tienten bei anderen Kollegen
erfolgt, sind dem weiterbe-
handelnden Kollegen auf An-
forderung die Behandlungs-
unterlagen zuzusenden. Sol-
len die Unterlagen beim
weiterbehandelnden Kolle-
gen verbleiben,lassen Sie sich
den Empfang der einzelnen
Unterlagen für den Nachweis
des Verbleibes vom weiterbe-
handelnden Kollegen quittie-
ren.Wird die Praxis nicht fort-
geführt, sind die Patienten zu
informieren, damit sie sich
rechtzeitig einen neuen Be-
handler suchen können. Dazu
können die Patienten ange-
schrieben werden.
Häufig ist es aber so, dass die
Patienten über den Tod des
Praxisinhabers per Zeitungs-
anzeige in Kenntnis gesetzt
werden. Dies ist im Übrigen
auch kostengünstiger. Voll-
machten, Konten und Lebens-
versicherungensind schnells-
tens zu überprüfen und ggf. zu
widerrufen oder zu sperren.
Hat der Verstorbene beispiels-
weise Vollmachten zugunsten
Dritter über den Tod hinaus er-
teilt, so müssen diese vom Er-
ben widerrufen werden, wenn
sie nicht in seinem Sinne sind.
Gleiches gilt von Bezugsbe-
rechtigungen in Lebensver-
sicherungen, Sparbüchern
und sonstigen Verträgen zu-
gunsten Dritter. Ansprüche
aus solchen Verträgen fallen
grundsätzlich nicht in den
Nachlass, sondern gehören
unmittelbar dem Dritten.
Wenn dieser jedoch noch
keine Kenntnis hiervon hatte,
kann das Recht des Dritten
meist rechtzeitig widerrufen
werden. Andererseits emp-
fiehlt sich für Begünstigte der-
artiger Verträge, dass diese die
Begünstigung schnellstmög-
lich annehmen, ggf. durch 
entsprechende Erklärungen
gegenüber den Versicherun-
gen und Banken,um hierdurch
einem etwaigen Widerruf ei-
nes Erben zuvorzukommen.

Testament & Erbschein

Ist zu vermuten, dass der Pra-
xisinhaber ein Testament er-
richtet hat, so ist nach diesem
zu suchen. Ein vorgefundenes
Testament ist umgehend dem
Nachlassgericht abzuliefern.
Wer ein Testament in Besitz
nimmt und es nicht abliefert
oder zerstört, kann sich hier-
durch strafbar machen.
Die Beantragung eines Erb-
scheines erfolgt beim zuständi-
gen Nachlassgericht,d.h.beim
Amtsgericht am letzten Wohn-
ort des Verstorbenen. Ein Erb-
schein ist nicht in allen Fällen
erforderlich. Aufgrund der
Kosten sollte stets geprüft wer-
den, ob ein Erbschein bean-
tragt werden soll. Beispiels-
weise ist ein Erbschein grund-
sätzlich nicht erforderlich,
wenn ein notarielles Testament

oder ein notarieller Erbvertrag
vorliegt. Banken und Versiche-
rungen akzeptieren eine sol-
che Urkunde, wenn auf ihr
durch einen sogenannte Eröff-
nungsstempel die Eröffnung
kenntlich gemacht ist. Liegt
weder ein notarielles Testa-
ment noch ein Erbvertrag vor
und möglicherweise auch
keine Kontovollmacht über
den Tod hinaus,so bedarf es des
Erbscheins zur Legitimation
gegenüber Banken, Versiche-
rungen, dem Grundbuchamt
etc. Bedarf es des Erbscheins
lediglich wegen der Umschrei-
bung von Grundstücken, so ist
zu raten, einen auf diesen
Zweck beschränkten Erb-
schein zu beantragen, da ein
solcher kostengünstiger ist.

Schulden des 
Nachlasses

Der Erbe haftet auch für die
Schulden des Erblassers.Sind
Ihnen solche nicht bekannt,
befürchten Sie aber eine
Überschuldung des Nachlas-
ses, so können Sie die Erb-
schaft innerhalb von sechs
Wochen nach Kenntnis vom
Anfall der Erbschaft aus-
schlagen. Sind Sie jedoch
nicht hundertprozentig von
einer Überschuldung des
Nachlasses überzeugt, son-
dern befürchten eine solche
nur, ist eine Ausschlagung 
der Erbschaft nicht erforder-
lich. Sie können die Haftung
für Schulden des Erblassers
auch durch andere Möglich-
keiten begrenzen, beispiels-
weise durch ein Aufgebots-
verfahren, eine Nachlassver-
waltung oder eine Nachlass-
insolvenz. Planen Sie eine
solche Vorgehensweise, so
sollten Sie in jedem Falle zu-
vor das Vorgehen mit einem
im Erbrecht tätigen Rechtsan-
walt abstimmen. Der Erbe ist
verpflichtet, die für den Erb-
lasser noch abzugebende
Steuererklärungen abzulie-
fern. Darüber hinaus wird 
Ihnen das Finanzamt eine
Frist zur Abgabe einer Erb-
schaftssteuererklärung be-
stimmen. Dauerschuldver-
hältnisse, wie Mietverhält-
nisse, Bezugsverhältnisse
über Strom, Gas, Zeitungen
sind zu kündigen, wenn sie
nicht übernommen werden
sollen. Etwaige Einzugser-
mächtigungen und Dauerauf-
träge, die diese Verträge be-
treffen, sind zu widerrufen.

Der Autor übernimmt keine
Gewähr für die Richtigkeit,
Vollständigkeit und Rechts-
beständigkeit dieser Hin-
weise.Sie ersetzen insbeson-
dere keine rechtliche oder
steuerlich-rechtliche Bera-
tung. Für eingehendere Aus-
künfte wenden Sie sich bitte
vertrauensvoll an die jeweils
zuständige Stelle.
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Zahnärztekammer 
Westfalen-Lippe
Dr. Hendrik Schlegel
geschäftsführender Zahnarzt der
ZÄKWL
Auf der Horst 29/31
48147 Münster
Tel.: 02 51/5 07-0
Fax: 02 51/5 07-5 70

Adresse

Tod des Praxisinhabers – Was ist zu tun?
Bei Todesfall des Praxisinhabers stellt sich eine Reihe von Fragen. Die nachfolgenden Informationen sollen, ohne Anspruch auf Vollständigkeit,

den Hinterbliebenen eine kleine Hilfestellung geben.


